AFI Seminar am 22.11.03
Aus der Diskussion:

In dem mit 20 Teilnehmern gut besuchten Seminar entspann sich im Anschluss an die Referate eine angeregte Diskussion. Den Schwerpunkt bildete die Frage nach der Notwendigkeit von Militäreinsätzen der UNO – zwangsläufig am Beispiel des Kongo, nachdem wir vorher unsere Aufmerksamkeit hauptsächlich auf diesen Krieg gerichtet hatten.
Aber auch die neue EU-Verfassung, deren Verabschiedung noch vor den EU-Parlamentswahlen 2004 geplant ist und die erst kürzlich verabschiedeten verteidigungspolitischen Richtlinien der BRD waren Thema. Zahlreiche Vorschläge zu konkreten Aktionen und weiteren Zielen der Friedensbewegung wurden gemacht.

Es wurde auch immer wieder Bezug genommen auf den kurz vorher im Rahmen der Friedenswochen gehaltenen Vortrag von Andreas Zumach, den viele als Anregung und Hilfe zum näheren Verständnis der UNO empfunden haben.
Kann die Friedensbewegung eine Militärintervention befürworten?
Die UNO-Charta sieht vor, dass zunächst ein Konflikt festgestellt wird (Art.39), dass gewaltfreie Methoden Vorrang haben (Art.41) und erst dann Militär zum Einsatz kommen soll (Art.42). Die Prämisse, dass ein „robustes Mandat“ in jedem Fall der allerletzte Ausweg aus der Konfliktsituation sein soll, ist selbstverständlich Konsens in der Friedensbewegung. Trotzdem stellt sich für uns immer wieder die Frage, unter welchen Vorraussetzungen ein Militäreinsatz dann doch unvermeidbar sein kann oder ob es in der konkreten Lage noch andere Lösungsmöglichkeiten gibt.

Sofern nicht militärische Lösungsmethoden in Betracht gezogen werden (Blockaden, Wirtschaftsembargos, Stopp der Telekommunikation), sind die Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung im betroffenen Land zu berücksichtigen und negativen Folgen entgegenzuwirken. So kann es keinen Boycott geben, der den Handel mit Bodenschätzen kurzfristig unterbindet, ohne dass es eine Lebens- und Überlebensperspektive für die Bevölkerung gibt. Sprich: Entwicklungshilfeprogramme müssen natürlich gleichzeitig laufen.
Ein gutes Beispiel bietet Sierra Leone (Afrika). Durch Diamantenzertifikate wurde ein Kontrollmechanismus über den Abbau der Bodenschätze geschaffen und damit Modelle für die Reintegration von Kindersoldaten in die Gesellschaft finanziert. Man muss sich immer vor Augen halten, dass die Bevölkerung vom Abbau der Bodenschätze meist nichts hat. Im Gegenteil: der Krieg um die Schätze des Landes wird nur auf ihrem Rücken ausgetragen. 
Eine Intervention muss in erster Linie immer der Sicherheit der Personen dienen, die dort leben. Eine Entwaffnung der Konfliktparteien kann auch durch Förderung von Bildung und Einsicht passieren (z.B. die Aktion „Radio für Waffen“ im Sudan). 
Firmen, die an dem Konflikt verdienen (konkret: Coltan-Export im Kongo) sollten strafrechtlich belangt und mit Handelsverbot zu Firmen in anderen Ländern belegt werden.
Die Arbeit der NGO’s (non government organisations) im Kongo wird wohl nur unter militärischem Schutz möglich sein bis eine entsprechende Basis geschaffen ist. Ob auch Polizeikräfte dies machen könnten blieb als strittige Frage offen.
Einig war man sich darüber, dass Blauhelm-Einsätze nur unter UN-Kommando sein können. Der Einsatz von EU-Truppen oder nationaler Truppen von  Staaten, die mit selber mit wirtschaftlichen Interessen involviert sind, können nicht zur Konfliktlösung beitragen. Notwendig ist die Ansiedlung der UNO-Truppen bei der UNO und eine spezielle Ausbildung der Soldaten zu Konfiktlösungsmöglichkeiten.
Bestrafung der Täter
Nicht nur Kriege an sich können völkerrechtswidrig sein, auch einzelne militärische Kampfeinsätze sind es oft. Die Bombardierung einer zivilgenutzten Infrastruktur gehört dazu ebenso, wie die Verminung ganzer Landstriche. Der Krieg wird von den aus wirtschaftlichem Eigeninteresse gesteuerten „Parteien“ benutzt, um den Gegner auch für die Zeit nach dem Krieg „auszuschalten“ und von „Aufbauarbeiten“ abhängig zu machen.

Stellt sich also nachweislich heraus, dass Straßen, Brücken, Eisenbahntrassen, Rundfunksender nicht militärisch genutzt werden (siehe Jugoslawienkrieg) sind die Angriffe und Bombardements völkerrechtswidrig und müssen vor dem Internationalen Strafgerichtshof angeklagt werden können.

Der Schädiger muss die Opfer entschädigen und Reparationszahlungen leisten. Nur so wird ein gewisser Abschreckungsmechanismus entstehen. Öffentliche Personen, wie sogenannte „Verteidigungsminister“, Außenminister und Regierungspräsidenten, sprich Kanzler müssen der Anklage vor dem ICC (Internationalen Strafgerichtshof) unterstehen. Nur so können sie auch persönlich zur Verantwortung gezogen werden. Die Qualität des ICC kann sicher noch gesteigert werden. Auch daran sollte die Friedensbewegung arbeiten. Ebenso daran, dass diese Institution von noch mehr Ländern ratifiziert wird.
Wie machtlos ist die UNO?
Auch kann wieder  auf die Ausführungen von Andreas Zumach verwiesen werden, der als Korrespondent beim Rundfunksender der UNO in Genf näheren Einblick in die Arbeitsweise der UN hat. „Die UNO ist keine eigenständiges Subjekt“ (zit. Zumach), sie ist ein Organisationsgeflecht, in dem die Regierungen der beteiligten Nationen eine bestimmte Politik machen. Und genau diese Politik kann man im eigenen Land auch beeinflussen. D.h. konkrete Aktionen der Friedensbewegung haben auch Auswirkungen. Die Massendemonstrationen vor dem Angriffskrieg der USA und Großbritanniens gegen den Irak führten dazu, dass die angestrebte UNO Resolution abgelehnt wurde. Abgelehnt deshalb, weil die „unentschlossenen“ nichtständigen Mitglieder im Sicherheitsrat sich eben nicht „kaufen“ ließen sondern unter dem Eindruck dieser weltweiten Demonstrationen mit „Nein“ stimmten.

Bereits jetzt gibt es innerhalb der UNO Rede- und Antragsrecht für Nichtregierungsorganisationen. Auch diese Möglichkeiten müssen näher untersucht und genutzt werden, wie es die Internationale Frauenliga bereits tut (siehe Referat 5). 
Kampagne gegen die geplante EU-Verfassung
Der „präventive“ Angriffskrieg gegen den Irak ist zum Testfall für die künftigen „Präventivkriege“ geworden. Die BRD-Regierung und die Staaten in der EU waren mehrheitlich gegen einen militärischen Angriff gegen den Irak. Das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass bereits an eigenen Präventivschlagsdoktrinen gestrickt wird, die denen der USA in nichts nachstehen. Bereits in den Verteidigungspolitischen Richtlinien ist die Möglichkeit des Präventivschlags zur Absicherung der wirtschaftlichen Interessen der BRD vorgesehen. Die EU-Verfassung sieht in ihrem Entwurf ebenfalls einen Präventivkrieg vor und  macht die technische Realisierung (Aufrüstung) zur Pflicht.
Bekämpft werden soll ein „Terrorismus“, der nicht näher definiert ist. Ebenso wenig wie innerhalb der UN Einigkeit besteht, ob es sich bei Personen wie Nelson Mandela, Arafat oder Organisationen wie der IRA  um Freiheitskämpfer oder Terroristen handelt. Eine genaue Definition des Begriffs „Terrorismus“ wäre also dringend erforderlich. Ansonsten ergibt sich ein Spielraum, in dem jeder Krieg seine Rechtfertigung finden kann.
Auch enthält der EU-Verfassungsentwurf  keinen Hinweis auf den Art. 51 der UN-Charta, wie ihn immerhin noch der NATO-Vertrag vorsieht. 

Eine Überprüfung der EU-Verfassung zu ihrer Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz (Verbot der Vorbereitung und Unterstützung eines Angriffskriegs) durch das Bundesverfassungsgericht sollte in jedem Fall stattfinden – zumal die EU-Verfassung die Verfassungen der beteiligten  Ländern außer Kraft setzen soll.

Wie sich die Europäischen Linken zu der Verfassung verhalten müssen wir beobachten.

Das IMI-Institut plant eine Kampagne gegen die EU-Verfassung, an der wir uns beteiligen sollten. Dies muss allerdings in der konkreten Form noch diskutiert werden. Eine Möglichkeit wäre auch eine Veranstaltung in Zusammenarbeit mit der Friedensforschungsinitiative der Uni. Vielleicht kann Kontakt mit der juristischen Fakultät aufgenommen werden, nachdem ein Professor von dort  in einem Statement im Bayerischen Rundfunk (B5) den Angriffskrieg gegen Jugoslawien für völkerrechtswidrig erklärt hat.
Verbesserung der Friedensarbeit

Diskutiert wurde über die Möglichkeiten von Leserbriefen, die erstens einen großen Kreis von Leuten erreichen und über die auch Kontakte geknüpft werden können. Leider gibt es nach wie vor zu wenig Aktive in der AFI die die Zeit (und vielleicht auch den Mut) haben, Leserbriefe zu schreiben. Außerdem hat nicht jeder die Augsburger Allgemeine. Um dem entgegenzuwirken, wurde vorgeschlagen, Zeitungsartikel (relativ „frische“ natürlich) zum AFI Plenum mitzubringen.
Eine weitere Möglichkeit ist an Abgeordnete heranzugehen und diese mit Briefen etc. zu überzeugen. Hingewiesen wurde hier auf eine Aktion der AFI im Büro des SPD Abgeordneten Prof. Paff, die u.a. zur Folge hatte, dass Pfaff sich bei der Abstimmung über den Eurofighter der Stimme enthielt.
Die tragenden Säulen der Friedensbewegung sind nach wie vor überregionale Zusammenschlüsse wie der Friedensratschlag und die Kooperation für den Frieden, aber auch bundesweite Organisationen wie die DFG/VK und Pax christi sowie Parteien wie die PDS. 

Die Zusammenarbeit mit diesen wird wie schon in der Vergangenheit fortgesetzt.

Über die beste Herangehensweise an die Medien am Ort (Radiosender und Presse) bestanden kontroverse Ansichten, da bisher die Berichterstattung in der Regel eher nicht stattfand (z.B. Fußballspiel des Jugendbündnisses mit den Asylbewerbern des Containerlagers) und die örtlichen Medien eher eine abblockende Haltung einnehmen. Auf jedem Fall bleiben uns die eigenen Möglichkeiten der Veröffentlichung über die Homepages der AFI und des Forums für ein friedliches und solidarisches Augsburg.
An einer weiteren Vernetzung der Friedensinitiativen im Land und auch außerhalb wird soweit wie möglich auch weiterhin gearbeitet.
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